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INTERNATIONALE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT

Reinhard Büscher, Jochen Homann

Standortdiskussion: 
Altes Thema mit neuer Brisanz

Das Aufkommen junger Industrieländer im pazifischen Raum, das Wiedererstarken alter 
Konkurrenten in Europa und nicht zuletzt die Vollendung des Europäischen Binnenmarktes 
bis Ende 1992 haben die alte Diskussion über die Qualität des Standorts Bundesrepublik 

Deutschland neu angefacht\ Droht die Bundesrepublik im internationalen 
Standortwettbewerb zurückzufallen? Wo liegen die Stärken, wo Hegen die Schwächen?

Die neue Runde in der S tandortdebatte 1987 wurde 
durch anschwellende Klagen aus der W irtschaft 

über zu hohe Produktionskosten, zu hohe Unterneh
m ensteuern, Rückstände im Strukturwandel und e inen
gende Regulierungen ausgelöst. Die Fronten in dieser 
Diskussion verlaufen unübersichtlich und w idersprüch
lich. Unternehm er klagen über S tandortnachteile, ob
wohl sie am ehesten durch Produktionsverlagerungen 
ins Ausland ausweichen könnten. G ewerkschaften he
ben dagegen die S tandortvorzüge der Bundesrepublik 
hervor, obwohl gerade sie als erste mahnend die Hand 
heben müßten, um ihre M itglieder vor drohender Ar
beitslosigkeit zu bewahren^. Das Ausland registriert die 
deutsche S tandortdiskussion m it einer M ischung aus 
Schadenfreude, Ante ilnahm e und Verwunderung^. Für 
ausländische Beobachter -  und nicht nur für sie -  liegt 
die Frage auf der Hand, warum  ausgerechnet beim Ex
portw eltm eister eine solche „Zukun ftsangst“ ausgebro
chen ist. Die Erklärung dafür ist wohl nur te ilweise in der 
Ö konom ie zu finden. Daneben spielt auch das allge
meine Seelenbefinden der Deutschen eine w ichtige 
Rolle. Norbert Blüm hat dies einm al auf eine sehr tref
fende Formel gebracht: „W ir schlürfen die Katastrophen 
wie Cocktails und richten uns, sozial gesichert, manch-

Dr. Reinhard Büscher, 36, is t z u r Ze it M itg lied des 
Kabinetts von EG -Vizepräsident Dr. M artin B ange
mann. Jochen Homann, 36, Dipl.-Volkswirt, ist R e
ferent im  Bundesm inisterium  fü r W irtschaft. Die 
Autoren vertreten in d iesem  Beitrag ihre pe rsön li
che Meinung.
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mal sogar beam tenhaft abgestützt, im Untergang ein. 
Das neue G esellschaftssp ie l heißt: T itanic im Trocken
dock.“ '*

Man würde sich die Sache allerd ings zu einfach ma
chen, wenn man die S tandortd iskussion nur als Aus
druck deutscher W ehleid igkeit abtun würde. Es gibt 
auch einen ökonom ischen H intergrund. Jede w irtschaft
lich starke Region läuft Gefahr, im S tandortrennen zu
rückzufallen, wenn aus den Vätern des Erfolgs zuneh
mend Verwalter und Verte idiger des Status quo werden. 
Daran knüpft die „E rm üdungsthese“ von M ancur Olson 
an, wonach früher sehr erfolgreiche, dann aber älter 
werdende Volksw irtschaften an Kraft und Elan einbü
ßen®. Der Grund dafür ist die a llm ähliche Verfestigung 
und -  später -  Erstarrung der gesellschaftlichen Struk
turen. ln einem fortgeschrittenen Stadium  blockieren 
sich die Interessenverbände gegenseitig. Dann läßt 
sich nichts Neues m ehr durchsetzen, aber alles läßt sich 
verhindern. In der Bundesrepublik gibt es viele Anzei
chen dieser gefährlichen Sklerose. Um dies zu erken
nen, braucht man nur die D iskussionen über die mini-

' Vgl. R e inha rd  B ü s c h e r ,  Jo ch e n  H o m a n n :  W ande rt d ie  D e u t
sche  W irtsch a ft a us?  -  S ta n d o rtfra g e  B u nd e sre p u b lik  D e u tsch land . O s
n ab rück  1989.

 ̂ Vgl. W o lfram  E n g e l s :  In te ressen ve rke nnung , in: W irtsch a ftsw o 
che  vom  24. 6. 1988, Nr. 26. S. 114.

’  Vgl. z. B. F inanc ia l T im e s  vom  1 0 .8 .1 9 8 8 ,1 5 .8 .1 9 8 8 ,3 0 .8 .1988;The 
G ua rd ian  vom  26. 9 .1 9 8 8 ,2 7 . 9 .1 9 8 8 , 28. 9 .1 9 8 8 .

* N o rbe rt B l ü m :  W ir sch lü rfe n  d ie  K a tas tro phen  w/ie C o ck ta ils , in: 
D ie W e lt vom  7 .1 0 .1 9 8 8 .

^ Vgl. M a n cu r O l s o n :  A u fs tieg  und  N iede rgan g  von  N a tionen. 
T üb inge n  1985.
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INTERNATIONALE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT

male Lockerung der Ladenschlußzelten, die Postreform 
oder die Auseinandersetzungen über die A rbeitszeit zu 
betrachten.

Ein bewährtes Heilm ittel gegen die Folgen dieser „g e 
sellschaftlichen M id life-C risis" ist eine neue Herausfor
derung. Olson verweist in diesem  Zusam m enhang auf 
den Gesundbrunnen, den ein ungehinderter in ternatio
naler Handel und eine zunehm ende Integration der 
Weltmärkte darstellen. So kann sich auch das B innen
marktziel 1992 als Verjüngungskur für alle E G -M itg lied
staaten erweisen, weil es nationale Strukturen, die dem 
Wettbewerb entgegenstehen, einreißen wird. Noch ha
ben sich die Lobbyisten in Brüssel nicht fest etabliert, so 
daß sie nicht unm itte lbar auf die Entscheidungen der 
Eurokraten einwirken können. Außerdem , so paradox 
es vielleicht auch klingt: Die Verankerung des Mehr
heitsprinzips für die m eisten Entscheidungen, die der 
Vollendung des B innenm arktes dienen, hat den nationa
len Regierungen w ieder m ehr Souveränität zurückgege
ben. Weil kein einzelnes Land den Einigungsprozeß in 
Brüssel mehr aufhalten kann, m üssen die Regierungen 
auch nicht m ehr soviel Rücksicht auf egoistische G rup
peninteressen im eigenen Lager nehm en. So läßt man 
sich nach „heroischem  Kam pf" um nationale Positionen 
am Brüsseler Verhandlungstisch oft gerne überstim 
men, um dann gegenüber den Lobbyisten zuhause als 
ehrenhafter Verlierer aufzutreten. Auf diese W eise hat 
Vernunft endlich w ieder m ehr Chancen in der Politik be
kommen.

Investoren urteilen über Standort

Die Standortdiskussion ist im Kern eine Debatte über 
die Investitionsbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Vornahm e oder Unterlassung von In
vestitionen ist das zuverlässigste Signal für den A uf
oder Abstieg eines Standortes. Dynam ik und regionale 
Verteilung der Investitionen können durchaus als Ergeb
nis einer Art Abstim m ung der Unternehm en über ver
schiedene Standorta lternativen gedeutet werden. Des
halb muß die Kernfrage in der S tandortd iskussion lau
ten; Gibt es Anzeichen dafür, daß der S tandort Bundes
republik von in- und ausländischen Investoren gem ie
den wird?

Gemessen am Anteil der Ausgäben für Ausrüstungs
investitionen am B ruttoinlandsprodukt lag die Bundesre
publik im Zeitraum 1980-1987 unter den sieben großen 
Industrieländern m it 8,2 % nur an vie rte r Stelle hinter Ja 
pan, Italien und Frankreich, aber im m erhin noch vor 
Großbritannien und den USA ®. Bedenklich ist hierbei 
vor allem der m erkliche Rückgang des Anteils der N etto
anlageinvestitionen an der Bruttowertschöpfung der Un
ternehmen. Er betrug 1960 noch 13,5%  und ging über

WIRTSCHAFTSDIENST 1989A/

12,3%  (1970) und 9 ,0 %  (1980) bis 1987 auf 7 ,6%  zu 
rück. In den letzten Jahren ist allerd ings erfreulicher
weise ein deutliches Anziehen der Investitionstätigkeit 
als Reaktion auf das verbesserte gesam tw irtschaftliche 
Umfeld zu verzeichnen. A ls unübersehbarer Hinweis 
auf eine schw indende S tandortattraktivitä t wird häufig 
die Entw icklung der deutschen Investitionen im Ausland 
genannt. Ende 1987 war das deutsche Unternehm ens
verm ögen aus D irektinvestitionen in anderen Ländern 
m it 142 Mrd. DM um 40 Mrd. DM höher als das entspre
chende ausländische Vermögen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Nur acht Jahre zuvor (1979) hielt das A us
land noch m ehr Vermögen bei uns als deutsche Unter
nehm en im Ausland. In d ieser Zeit hat sich das deut
sche Auslandsverm ögen von 61 Mrd. DM auf 142 Mrd. 
DM mehr als verdoppelt, während die Ausländer ihre 
deutschen Verm ögensbestände nur von 70 Mrd. DM auf 
102 Mrd. DM aufgestockt haben.

Steigende Direktinvestitionen im Ausland können 
zwar eine S tandortschwäche im Herkunftsland anzei- 
gen, aber diese Schlußfolgerung ist keineswegs 
zwangsläufig. Es spricht sogar sehr viel dafür, daß der 
Drang ins Ausland keine Kapitalflucht aus Deutschland 
signalisiert, sondern die unternehm erische Konse
quenz einer zunehm enden internationalen A rbe itste i
lung und der wachsenden Enge des nationalen deut
schen M arktes ist. In den m eisten Fällen dienen deut
sche D irektinvestitionen im Ausland der S icherung und 
Ausweitung des Absatzes auf ausländischen M ärkten 
oder auch dem Technologietransfer. Einen hohen Rang 
für die Erklärung von R ichtung und Intensität von D irekt
investitionen haben auch die W echselkursverschiebun
gen. Die deutschen Direktinvestitionen im Ausland ha
ben nicht zufä llig in den Jahren 1981 und 1986 -  also in 
Phasen kurz nach oder während eines sehr niedrigen 
Dollarkurses -  Spitzenwerte erreicht. Insgesam t sind 
die deutschen Direktinvestitionen ein ziem lich getreues 
Abbild des W arenhandels. In der G ruppe der 20 w ichtig
sten Aufnahm eländer deutscher D irektinvestitionen gibt 
es lediglich vier typische N iedrig lohnländer (Ägypten, 
Argentin ien, Brasilien und S ingapur)^ Dies spricht gegen 
die populäre Vermutung, daß deutsches Kapital wegen zu 
hoher Lohnkosten in Billiglohnländer „auswandert“ .

Verstärke Direktinvestitionen in der EG

Auch die Zurückhaltung ausländischer Investoren in 
der Bundesrepublik Deutschland kann nicht schlank

® Vgl. O E C D ; H is to rica l S ta tis tics  1960-1986, Paris 1988, S. 67, Tabelle 
6 .11.

^ Vgl. D e u tsc tie  B undesban k: D ie K a p ita lve rllech tung  de r U n te rneh 
m en m it dem  A u s land  nach  L än de rn  und W irtsch a ftszw e ig e n  1980 bis 
1986, in : S ta tis tische  B e ihe fte  zu  de n  M o n a tsbe rich ten  d e r D eu tschen  
B u ndesban k, R e ihe  3, Z ah lung sb ilanzs ta tis tik . Nr. 3 . M ärz 1988.
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weg auf S tandortnachteile zurückgeführt werden, wie 
das Beispiel Japan zeigt. Immer w ieder liest man in der 
W irtschaftspresse M eldungen über die „japanische In
vestitionswelle in Europa“ und findet die Bundesrepu
blik g leichzeitig als „terra  incognita“ auf der Investitions
weltkarte der Japaner gekennzeichnet. Tatsächlich sind 
die USA mit gut 45 % und das S teuerparadies Panama 
mit fast 11 % der japanischen Gesam tinvestitionen 
(1986) die bei weitem  w ichtigsten Aufnahm eländer für 
japanisches Kapital. Ganz Europa ist nur mit 15,5 % da
bei. Innerhalb Europas liegt Luxemburg vor G roßbritan
nien und den Niederlanden an der Spitze. Erst m it gro
ßem Abstand folgen die Bundesrepublik Deutschland 
(0 ,9% ) und Frankreich®. Ein Grund für die relative Ver
nachlässigung der Bundesrepublik durch japanische In
vestoren wird deutlich, wenn man auf die Branchen
schwerpunkte schaut. Fast ein Drittel aller japanischen 
Direktinvestitionen erfolgte 1986 im Bankenbereich. 
Dies erklärt die Bevorzugung der europäischen F inanz
metropolen in Luxem burg und Großbritannien und 
spricht som it allenfalls gegen den Finanzplatz Bundes
republik Deutschland, aber nicht gegen den Produk
tionsstandort.

In einigen Fällen dürfte auch schlicht die Überlegung 
eine Rolle gespie lt haben, m it den Investitionen nicht un
bedingt in die Höhle des wettbewerbsstärksten Löwen 
in Europa zu gehen. Die Ansiedlung des japanischen 
Autom obilherste llers Nissan ist z. B. sicherlich auch 
deshalb im Nordosten Englands und nicht an einem der 
klassischen europäischen Autostandorte Deutschland, 
Frankreich oder Italien erfolgt, weil N issan sich nicht 
schon bei der Beschaffung von M aterial und der Anwer
bung gut ausgebildeter Fachkräfte m it den Herstellern 
in diesen Ländern anlegen wollte. Insofern war gerade 
eine britische Schwäche, näm lich der N iedergang der 
britischen Autom obilindustrie, aus der Sicht von Nissan 
ein Standortvorte il. Trotz dieser relativierenden Bemer
kungen kann aber nicht übersehen werden, daß Groß
britannien vielen Japanern als S tandort offenbar attrak
tiver erscheint als die Bundesrepublik Deutschland. 
Dies gilt um so mehr, als die japanischen Investoren w e i
tere Investitionen auch aus anderen Ländern nach sich 
ziehen. Gerade erst hat Bosch angekündigt, voraus
sichtlich in W ales ein Werk zu errichten, um als Zulie fe

rant näher an den japanischen Kunden in England zu 
sein, und erst in zweiter Linie auch, um den hohen Ko
sten und starren A rbeitsverhältn issen in der Bundesre
publik auszuweichen®. G erade m it Blick auf die Vollen
dung des B innenm arktes 1992, der die Japaner, wie 
auch Am erikaner und Skandinavier, zu verstärkten Di
rektinvestitionen in der Europäischen G em einschaft an
treibt, kann diese Entw icklung der W irtschaftspolitik 
nicht g leichgültig sein.

Lohnkostenargument nicht überstrapazieren

Die Bundesrepublik ist ein ausgesprochenes Hoch
lohnland. Im Jahre 1987 kostete eine Arbeitsstunde in 
der deutschen Industrie etwas weniger als 33 DM. Le
diglich in der Schweiz war sie ähnlich teuer. W er nur 
diese Daten nennt, argum entiert a llerd ings unredlich. 
Denn tendenzie ll wird der W ettbewerbsnachte il hoher 
Arbeitskosten durch ein entsprechendes Produktivitäts
gefälle gem ildert. Die W estdeutsche Landesbank 
kom m t in einer Untersuchung zu dem Schluß, daß „bei 
den produktivitätsberein igten Arbeitskosten (Lohnstück
kosten) die Bundesrepublik einen guten M ittelp latz (be
legt)“ ' “ . Der w ichtigste Einwand gegen eine Überbewer
tung der rechnerischen Unterschiede in den Arbeitsko
sten von Land zu Land ist die Existenz flexib le r W echsel
kurse. W ie die enorm en W echselkursausschläge der 
letzten Jahre auf den A rbeitskostenverg leich gew irkt ha
ben, zeigt ein einfaches Beispiel. In Dollar gerechnet 
sind die US-Arbeitskosten je S tunde von 1970-1980 um 
über 130%  gestiegen und von 1980-1987 um weitere 
2 4 % . In DM ausgedrückt entspricht dies einem Anstieg 
um nur 15 % im Zehnjahreszeitraum  von 1970-80 und ei
nem Rückgang um 1,5% in den folgenden sieben Jah
ren” . W ohlers kommt deshalb fo lgerichtig zu dem 
Schluß, daß die „W echselkursentw icklung der eigentli
che Auslöser der S tandortdebatte“ ist'^. Das Lohnko
stenargum ent sollte also nicht überstrapaziert werden.

Das gilt auch noch aus einem  ganz anderen Grund: 
Je kapitalintensiver die W irtschaft produziert, desto 
standortentscheidender werden auch unter Kostenge
sichtspunkten die Arbeitszeiten. Die 5-Tage-Woche mit 
freiem Sam stag und Sonntag wird in Zukunft kaum mehr 
zu halten sein. Das w issen inzw ischen auch die Ge
werkschaften. Es geht e igentlich nur noch um den politi-

® Vgl. M in is try  o f F inance : Japa nese  D irect InvestnnenI A b road , 1987.

’  Vgl. S tu ttga rte r N a chrich ten  vom  31. 3. 1989.

W es tdeu tsche  Landesbank: Inves titionss tando rt B undesrepub lik  
D e u tsch land . D ü sse ldo rf 1988, S. 8.

"  Jö rg  B o y f u ß  u. a.: S tando rt B u ndesrepub lik  D e u tsch land , in: 
IW -trends. 15. Jg. (1988), N r 2, Tab. 2. S. 48.

E ckhard t W o h l e r s :  In te rna tio na le  W e ttbew erbs fä h igke it und
W echse lku rse , in : H a m bu rge r Jah rb u ch  fü r W irtsch a fts - und  G ese ll- 
scha ftsp o litik . T üb inge n  1988, S. 29.
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Vgl. z. B. w. L e i b f r i t z .  R.  P a s c h e :  S te u e rbe las tung  der 
W erkze u g m a sch in e n in d u s trie  im  in te rn a tio n a le n  V erg le ich , in: ifo- 
schne lld iens t, Nr. 9 ,88 : Ins titu t fü r W e ltw irtsch a ft (H rsg .): In te rna tio na le r 
V erg le ich  d e r U n te rn e h m e n sb e s te u e ru n g , K ie l 1988.

’■“ w . F u e s t ,  R.  K r o k e r :  In te rn a tio n a le r V erg le ich  de r U n te rn e h 
m e nsbes teue rung  -  S tand E nde 1988, in: IW -trends, 15. Jg. (1988). 
Nr. 4 .S .D -1 .

Vgl. S tu ttg a rte r N a ch rich ten  vom  23. 3. 1989.
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sehen Preis, zu dem  sie sich das freie W ochenende ab
kaufen lassen: kürzere W ochenarbeitszeit (IG Metall) 
oder zusätzliche Einste llungen für W ochenendschich
ten (IG Chemie) oder um es noch einfacher auszudrük- 
ken: Zeit oder Geld. An dieser Frage wird sich das 
Selbstverständnis der G ewerkschaften zeigen m üssen. 
Unter S tandortgesichtspunkten wäre dabei der Weg in 
immer kürzere Arbeitszeiten fatal. Damit würde nicht 
nur der stärkste Standorttrum pf, eine gut ausgebildete 
und hochmotivierte Facharbeiterschaft, entwertet: es 
würde auch auf künftige Kaufkraftgew inne und dam it 
auf W achstumschancen verzichtet. Ein stagnierender 
Markt ist aber weder für deutsche noch für ausländische 
Kapitalanleger ein attraktiver Standort.

Unternehmensteuern senken

Eine ganze Reihe von w issenschaftlichen Untersu
chungen bescheinigt der Bundesrepublik inzwischen, 
daß sie bei der Unternehm ensteuerbelastung im inter
nationalen Spitzenfeld lieg t’ .̂ An der ungünstigen Posi
tion der Bundesrepublik Deutschland im in ternationalen 
Steuervergleich wird sich auch in naher Zukunft nichts 
ändern. Durch die Steuerreform  1990 sinkt zwar der ex
trem hohe deutsche Thesaurierungssatz für Kapitalge
sellschaften von 70 ,8%  auf 6 6 ,2 % ’'’ . Damit bleibt die 
Bundesrepublik unter 17 Industrie ländern aber nach wie 
vor an der Spitze. Denn auch andere Industrie länder 
senken die Unternehm ensteuern -  zum  Teil sogar sehr 
viel mutiger als die Regierungskoalition. Insbesondere 
die USA und Großbritannien haben m it ihren m assiven 
Steuersenkungen einen in ternationalen W ettlauf bei der 
Herabsetzung der Unternehm ensteuern eingeläutet, 
dem sich heute kein Land m ehr entziehen kann. Der 
Steuerreformzug hat sich w e ltweit auf dem  Doppelgle is 
„Senkung des Steuertarifs und Erweiterung der Bem es
sungsgrundlage" in Bewegung gesetzt.

Die Bundesregierung hat deshalb ebenfalls eine Re
form der Unternehm ensbesteuerung angekündigt, die 
mit der Vollendung des Europäischen Binnenm arktes 
Anfang 1993 in Kraft treten soll. Dabei kommt es darauf 
an, einen Signaleffekt zu erreichen, der jedes Unterneh
men davon überzeugt, daß der Abbau steuerlicher 
Nachteile m it Ernst und Nachdruck betrieben wird. Des
halb sollten nicht kleine Retuschen bei den Substanz
steuern im Vordergrund stehen, sondern ein w irklicher 
Einschnitt in die G ewinnbesteuerung, die das eigentli
che steuerliche Aushängeschild eines jeden Staates 
darstellt. Dabei darf der Spitzensteuersatz kein Tabu 
bleiben. Die S tandortdiskussion hat die steuerpoliti
schen Überlegungen in eine erfreu liche R ichtung voran
getrieben. Auch die SPD steht m ittlerweile einer w e ite

ren Senkung der E inkom m en- und Körperschaftsteuer
sätze nicht m ehr völlig ablehnend gegenüber, weil sie er
kannt hat, daß Höhe und Struktur von U nternehm en
steuern m it darüber entscheiden, wo investiert w ird und 
wo Arbeitsplätze geschaffen werden'®.

Kommunikationsstrukturen modernisieren

Die lebhafte D iskussion über die Poststrukturreform  
ist ein M usterbeispie l dafür, daß es in der S tandortde
batte nicht nur darum  geht, gegenwärtige oder gar zu 
rückliegende Versäum nisse aufzuspüren. Ebenso w ich
tig ist es, sich beizeiten auf absehbare zukünftige Ent
w icklungen einzustellen. W er sich d ieser Voraussicht 
verw eigert und statt dessen in der Kom m unikation auf 
den alten Strukturen des „Postku tschenze ita lte rs" be- 
harrt, verpaßt im wahrsten Sinne des W ortes den „A n 
schluß an die Zukunft" und treibt die Unternehm en in 
Länder, die eine le istungsfähigere Kom m unikations
struktur anbieten. Für die Bundesrepublik Deutschland 
ist es in derTelekom m unikation bereits fünf M inuten vor 
zwölf. So m eldete die „W irtschaftsw oche" schon im 
Frühjahr 1987, daß einige in ternationale Unternehm en 
ihre Kom m unikationszentra len von Deutschland ins 
Ausland verlegt haben'®. Dies waren zwar Einzelfälle, 
die quantita tiv nicht ins G ewicht fallen, der Signaleffekt 
solcher Verlagerungen sollte jedoch nicht unterschätzt 
werden. Wenn sich erst einm al „Teleports" -  ähnlich wie 
die großen Börsen- und F inanzplätze -  als Kom m unika
tionsknotenpunkte in London, New York oder Tokio voll 
entw ickelt haben, wird es fü r die Bundesrepublik immer 
schwerer, hier den Anschluß zu halten. Ob die geplante 
Poststrukturreform  weit genug geht, um effiziente Kom 
m unikationsstrukturen in der Bundesrepublik hervorzu
bringen, bleibt abzuwarten. Einige Skepsis ist ange
bracht, auch wenn man dem  vern ichtenden Urteil des 
„Kronberger Kreises" nicht beipflichten mag, der be
fürchtet, daß die „P läne der Bundesregierung, ihren gu 
ten Absichten zum  Trotz, kaum geeignet (sind), das er
klärte Ziel zu erreichen, näm lich die Bundesrepublik im 
Telekom m unikationsbereich weltweit wettbewerbsfähig 
zu m achen"'^.

Günstige Altersstruktur

Die S tandortdiskussion wird überw iegend m it Kosten
argum enten bestritten. Andere -  nicht unm itte lbar meß
bare -  Faktoren w ie die Ausbildungsqualität, die dem o
graphische Entwicklung, die E instellung zur Arbeit oder

O . v.: Kuriose  K oa litionen , in :W irtsch a ftsw o ch e  Nr. 20  vom  8 .5 .1 9 8 7 , 
8 .8 0 .

F rankfu rte r Institu t: A rgum en te  zu r W irtsch a ftspo lit ik , Nr. 21, O k tobe r 
1 9 8 8 ,8 .3 .
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das Verhalten der G ewerkschaften werden zwar regel
mäßig als M erkposten erwähnt, aber nur selten näher 
bewertet. Dabei verbergen sich gerade hier w ichtige 
Standorttrüm pfe, die unbedingt zu einem einigerm aßen 
vollständigen Bild des Standorts Bundesrepublik 
Deutschland gehören. A ls v ie lle icht w ichtigster P lus
punkt kann der gegenwärtig noch außerordentlich gün
stige A ltersaufbau der Erwerbsbevölkerung in der Bun
desrepublik gelten.

Der Anteil der Kinder und Alten, also derjenigen, die 
von den Erwerbstätigen „a lim entie rt" werden, ist noch 
verhältn ism äßig gering, und bei den Erwerbstätigen 
selbst erre icht die G ruppe der 15-40jährigen gegenwär
tig m it rund 16,5 Mill. ihre m axim ale Besetzungszahl'®. 
W ir haben also zur Zeit eine relativ „junge“ E rwerbsbe
völkerung, die zudem  noch vergle ichsweise geringe S o
zia llasten fü r jung und alt zu tragen hat. Beides wird sich 
nach der Jahrhundertwende dram atisch ändern, aber 
im M om ent resultieren daraus noch ganz beträchtliche 
Standortvorte ile. Das gibt uns zum indest eine A tem 
pause. bis uns die Strukturproblem e einer schrum pfen
den und älter werdenden G esellschaft voll und ganz be
anspruchen werden.

Bereits 1970 betrug der Anteil der Erwerbstätigen mit 
einer abgeschlossenen Berufsausbildung in der Bun
desrepublik bei den M ännern 71,8 % und bei den Frauen 
48,1 % . Durch die gut ausgebildeten Nachwuchskräfte 
der geburtenstarken Jahrgänge hat sich d ieser Anteil 
bis 1984 auf 85,9 % bzw. 70,4 % erhöht'®. Nie zuvor w a
ren so viele A rbeitskräfte in der Bundesrepublik so gut 
ausgebildet.

Vor einer neuen Gründungswelle?

Norbert W alter erhofft sich von den Jüngeren in den 
nächsten Jahren eine Gründerwelle, die neuen 
Schwung in die W irtschaft bringen wird^°. Nach einer 
Umfrage der „W irtschaftsw oche“ haben 25 % der unter 
30jährigen schon einm al daran gedacht, sich se lbstän
dig zu machen^'. Daß diesen W orten auch Taten folgen, 
zeigt das niedrige Durchschnittsalter von knapp 33 Jah
ren bei den staatlich geförderten Existenzgründun- 
gen^^. Die jungen Erwerbstätigen sind also nicht nur 
besser qualifiz iert als ihre älteren Kollegen; sie werden 
zunehm end auch als selbständige Unternehm er aktiv

Vgl. M a rtin  B a n g e m a n n ;  A rb e itsm a rk t d e r Z ukun ft, H e rfo rd  
1987, S. 27.

E benda , S. 150.

“  Vg l. N o rb e rt W a l t e r :  D e m og rap h ie  und W irtsch a ftsd yn a m ik  -  
Vor e ine r G rü n d e rw e lle  in de r B undesrepub lik  D e u tsch land , in: D e u t
sche  B ank B u lle tin , S e p tem ber 1988. S. 1 -11.

^  Vgl. W ir tsch a ftsw o ch e  Nr. 9 vom  26. 2 .1 9 8 8 , S. 37.
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und erschließen dam it sich und der Volksw irtschaft neue 
Märkte und Beschäftigungschancen. So hat sich die 
Zahl der Rechtsanwälte, Steuerberater, W irtschaftsprü
fer und U nternehm ensberater seit 1970 fast verdop
pelt^^. Diese „jungen Herausforderer“ (N. W alter) müs
sen oft ungewöhnliche W ege gehen, um sich im Wettbe
werb m it den Etablierten einen eigenen Kundenstamm 
aufbauen zu können. Daran werden sie nicht selten 
durch verkrustetes, antiqu iertes S tandesrecht gehin
dert, sei es durch W erbeverbote. Gebührenordnungen 
oder N iederlassungsbeschränkungen. Das Standes
recht schützt seit a ltersher bevorzugt diejenigen, die be
reits fest im Sattel sitzen. Dagegen m üssen die New
com er notgedrungen aufbegehren. wenn sie in großer 
Zahl nach oben wollen. Und das wollen sie.

Nicht nur die freien Berufe werden in Zukunft erhebli
chen Anpassungsdruck aus den eigenen Reihen zu 
spüren bekom m en. Auch andere Berufszweige, die sich 
hinter hohen Schutzzäunen bequem  eingerichtet ha
ben, m üssen sich auf einen verstärkten Außenseiter
wettbewerb von innen einsle llen. Solche Verjüngungs
tendenzen „drohen" etwa dem  Handwerk. A lle in in den 
letzten drei Jahren erwarben fast 100000 junge Gesel
len den begehrten Meisterbrief^'*. V iele davon werden in 
die Selbständigkeit streben. Aber dam it sie sich erfolg
reich behaupten können, m üssen alte Reviergrenzen 
gesprengt werden. Dies bedeutet nicht die Abschaffung 
des „großen" Befähigungsnachw eises im Handwerk. 
Aber die M eisterprüfung wird in Zukunft w ieder stärker 
ihrer e igentlichen Bestim m ung dienen, näm lich eine be
stim m te Q ualifikation nachzuweisen. Zur Zeit ist die Ver
suchung groß, sie auch zur Abgrenzung verschiedener 
Handwerke voneinander und gegenüber nichthand
w erklichen G ewerben, also zur „O rdnung“ des W ettbe
werbs, zu m ißbrauchen.

Der frische W ind der nachdrängenden Konkurrenz 
wird noch so m anche A bschottungspraktiken hinwegfe
gen. Darin liegt die große Chance der gegenwärtigen 
Verjüngung des Erwerbspersonenpotentia ls. D ies ist 
zugle ich eine Chance für den S tandort Bundesrepublik 
Deutschland. N immt man beides zusam m en -  den 
Druck der „jungen Herausforderer“ und den verschärf
ten „W ettbewerb der System e“ im EG -Binnenm arkt 
so bestehen gute Aussichten, daß die Anpassungen in 
Gang kommen, die notwendig sind, dam it es sich auch 
in Zukunft noch lohnt, in der Bundesrepublik Deutsch
land zu investieren und A rbeitsplätze zu schaffen.

Vgl. B u n d e sm in is te r fü r B ildu ng  und  W isse n sch a ft (H rsg .): G rund- 
und S truk tu rda ten .

Vgl. B u n d e sm in is te riu m  fü r W irtsch a ft (H rsg .): B e rich t übe r d ie  Lage 
des H a ndw e rks  1987, S. 27.
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